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Zeit: 11:00 bis 16:00 Uhr 

Leitung: Detlef Stange, Verwaltungsratsvorsitzender 

Ort: 
Medizinischer Dienst Bund – Berliner Vertretungsbüro 
Lise-Meitner-Straße 1, 10589 Berlin 

 
 

Tagesordnung 
 

1. Formalia         11:00 – 11:10 Uhr 

1.1. Feststellung der Beschlussfähigkeit und der ordnungsgemäßen Einladung 
1.2. Feststellung der Tagesordnung 
1.3. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Verwaltungsrates am 24. August 

2023 

2. Bericht des Vorstandes       11:10 – 11:30 Uhr 

3. Berichte aus den Ausschüssen      11:30 – 11:50 Uhr 

3.1. Bericht aus dem Finanzausschuss  
3.2. Bericht aus dem Grundsatzausschuss 

4. Das gute Recht der Versicherten: Widersprüche in der Pflegebegutachtung 
          11:50 – 12:45 Uhr 
Referent: Bernhard Fleer, Teamleiter Pflegebegutachtung beim MD Bund 

Mittagspause 12:45 – 13:30 Uhr 

5. Haushalt        13:30 – 14:00 Uhr 

5.1. Haushaltsplan 2024 -  
Beschluss zur Feststellung des Haushaltsplans 2024  

5.2. Wirtschaftsprüfungsgesellschaft für die Jahresrechnung 2023 
Beschluss zur Beauftragung einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

6. Richtlinien für die Tätigkeit der Medizinischen Dienste  14:00 – 15:00 Uhr 

6.1. Richtlinie nach § 53d Absatz 3 Nr. 4 2. Alt. SGB XI zur Qualitätssicherung der Qualitäts-
prüfungen nach §§ 114 ff SGB XI -  
Sachstand 

6.2. Richtlinie nach § 283 Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 SGB V Regelmäßige Begutachtungen zur Ein-
haltung von Strukturmerkmalen von OPS-Kodes nach § 275d SGB V -  
Sachstand 
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6.3. Weitere Richtlinienverfahren 
Sachstand 

Kaffeepause 15:00 – 15:15 Uhr 

7. Bericht des MD Bund zur Angemessenheit der Vergütung und Aufgabenwahrnehmung 
der unabhängigen Ombudspersonen (UOP) der Medizinischen Dienste  
          15:15 – 15:45 Uhr 

8. Pflegeversicherung 
Umsetzung der Aufgaben aus § 18e SGB XI - Weiterentwicklung des Verfahrens zur Pflegebe-
gutachtung durch Modellvorhaben, Studien und wissenschaftliche Expertisen  
          15:45 – 16:30 Uhr 

9. Sonstiges        16:30 Uhr 
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1 Formalia 
 

1.1 Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung und der Teilnahme  
 
Sachverhalt 

 
In der Sitzung ist die Beschlussfähigkeit gegeben, wenn sämtliche Mitglieder des Verwaltungsrates 
ordnungsgemäß eingeladen sind und die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder im Verwaltungs-
rat an der Sitzung anwesend ist.  
 
Zur Sitzung des Verwaltungsrates des Medizinischen Dienstes Bund wurde mit Schreiben vom 25. Ok-
tober 2023 eingeladen. 
 
Beratungsergebnis 

 
Der Vorsitzende des Verwaltungsrates des MD Bund, Herr Detlef Stange, eröffnet die Sitzung und be-
grüßt die Teilnehmer*innen der Sitzung. Er stellt fest, dass mit Schreiben vom 25. Oktober 2023 sämt-
liche Mitglieder des Verwaltungsrates ordnungsgemäß und fristgerecht eingeladen wurden und die 
Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder im Verwaltungsrat an der Sitzung anwesend ist.  
 
Mit der Anwesenheit von 18 Mitgliedern (15 ordentliche Mitglieder und 3 stellv. Mitglieder) des Ver-
waltungsrates des MD Bund, davon 17 stimmberechtigte Mitglieder, wird die Beschlussfähigkeit fest-
gestellt. Eine Beschlussfassung mit Zweidrittel-Mehrheit (mindestens 14 Ja-Stimmen) ist zu TOP 5 
„Haushalt“ erforderlich.  
 
Mit  
 

• Anja van den Heuvel 

• Prof. Dr. Ingo Heberlein 

• Dr. Johannes-Albert Gehle (nicht stimmberechtigt) 
 
sind 2 Mitglieder und 1 stellv. Mitglied digital zugeschaltet. Durch die digitale Zuschaltung sind die 
beiden stimmberechtigten Mitglieder in dieser Sitzung nicht stimmberechtigt. 
 
Folgende ordentliche Mitglieder können nicht teilnehmen und werden entsprechend vertreten: 
 
• Frau Susanne Breick wird von Frau Annette Bartos vertreten. 
• Frau Bettina Kleeberg wird von Frau Christa Lemke vertreten.  
• Frau Prof. Dr. Ursula Engelen-Kefer wird bis 14 Uhr von Herrn Prof. Dr. Ingo Heberlein vertreten.  
• Herr Thomas Koritz wird von Frau Carola Sraier vertreten. 
 
Folgende ordentliche Mitglieder können nicht teilnehmen und auch nicht vertreten werden: 
• Frau Sandra Goldschmidt ist kurzfristig verhindert und kann nicht von Ihrer Stellvertreterin, Mar-

tina Lanwehr, vertreten werden. 
• Herr Jürgen Knoll sowie sein Stellvertreter, Herr Josef Glener, sind beide verhindert. 
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Weitere Teilnehmende: 
 
• Dr. Stefan Gronemeyer, Vorstandsvorsitzender des MD Bund 
• Carola Engler, stellv. Vorstandsvorsitzende des MD Bund 
• Dr. Kerstin Haid, Leitende Ärztin des MD Bund 
• Caroline Jung, Stabsstelle Selbstverwaltung beim MD Bund  
• Sven Ottberg, Bereichsleiter Organisation und Verwaltung 
• Bernhard Fleer, Teamleiter Pflegebegutachtung beim MD Bund zu TOP 1 bis 4 
 
 

1.2 Feststellung der Tagesordnung  
 
Beratungsergebnis 

 
Die vorläufige Tagesordnung wurde mit dem Einladungsschreiben zur Sitzung des Verwaltungsrates 
am 25. Oktober 2023 übersandt. 
 
Ergänzungs- oder Änderungswünsche zur Tagesordnung bestehen nicht. Damit wird die Tagesordnung 
festgestellt. 
 
 

1.3 Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Verwaltungsrates am 24. Au-
gust 2023 

 
Beratungsergebnis 

 

Die Niederschrift über die Sitzung des Verwaltungsrates am 24. August 2023 wurde am 26. September 
2023 an die Mitglieder des Verwaltungsrates versandt. Innerhalb der vorgesehenen Einwendefrist von 
vier Wochen sind keine Einwendungen gegen den Inhalt der Niederschrift beim Vorstand eingegangen. 
Damit ist die Niederschrift seit dem 24. Oktober 2023 genehmigt und in ihren öffentlichen Teilen auf 
der Homepage des MD Bund veröffentlicht.  
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2 Bericht Vorstandes 
 
Beratungsergebnis 
 
Krankenhausreform 
 
Der Vorstandsvorsitzende informiert, dass der MD Bund in einer ersten Bewertung zum derzeitigen 
Arbeitsentwurf des Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetzes es grundsätzlich begrüßt, dass 
der Medizinische Dienst für die Prüfung der Qualitätskriterien für die Leistungsgruppen zuständig sein 
soll. Damit erhalte der Medizinische Dienst ein neues Prüffeld. Die Begutachtung von Strukturmerk-
malen von abrechnungsrelevanten Operationen- und Prozedurenschlüsseln (StrOPS) werden fortge-
führt: Die Prüffelder sind künftig einschließlich der G-BA-Prüfungen zu verzahnen. Hierfür und für ei-
nen damit verbundenen Bürokratieabbau haben sich auch die Medizinischen Dienste eingesetzt. Die 
Medizinischen Dienste bereiten sich bereits konzeptionell darauf vor, wie die Verzahnung erfolgen 
kann. 
 
In Bezug auf den Zeitplan der Gesetzgebung wurde angekündigt, dass im November ein Referenten-
entwurf vorliegen soll.  
 
7. Stellungnahme der Regierungskommission  
 
Der Vorstandsvorsitzende informiert über die Pressemitteilung des MD Bund zur 7. Stellungnahme der 
Regierungskommission für eine moderne und bedarfsgerechte Krankenhausversorgung (s. a. Home-
page des MD Bund). Der Medizinische Dienst begrüßt die Empfehlung, ein Meldesystem für vermeid-
bare unerwünschte Ereignisse in der Medizin (Never Events) zu schaffen. Kritisch wird dagegen der 
Vorschlag bewertet, Prüfaufgaben des MD an Landesarbeitsgemeinschaften zu übertragen. Hiermit 
würde neues Prüfpersonal in anderen Organisationen aufgebaut und damit Parallelstrukturen geschaf-
fen. 
 
Krankenhaustransparenzgesetz 
 
Der Vorstandsvorsitzende informiert, dass der MD Bund in der öffentlichen Anhörung zum Digitalge-
setz im Gesundheitsausschuss des Bundestages vertreten war.  
 
Die Länder kritisierten in der Debatte zum Krankenhaustransparenzgesetz vor allem, dass der Bund 
durch die vorläufige Ausweisung der Leistungsgruppen im Transparenzregister der Krankenhausre-
form vorgreife und damit die Autonomie der Länder bei der Krankenhausplanung einschränke,. Der 
Gesundheitsausschuss des Bundes habe den Vermittlungsausschuss anrufen. 
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Digitalgesetz 
 
Der Vorstandsvorsitzende informiert, dass der MD Bund auch eine Stellungnahme zum Digitalisie-
rungsgesetz abgegeben habe. 
 
Umgang mit § 64a SGB IV 
 
Die stellv. Vorstandsvorsitzende informiert, dass das die Umsetzung des § 64a SGB IV (rechtswirksame 
Abstimmungen und Wahlen in hybriden und digitalen Sitzungen) Gegenstand der Beratungen der Klau-
surtagung am folgenden Tag sei. Im Anschluss daran werden sich der Grundsatzausschuss am 27. No-
vember 2023 und der Verwaltungsrat am 6. Dezember 2023 damit befassen. 
 
Feststellung Pflegebedürftigkeit 
 
Die stellv. Vorstandsvorsitzende informiert zu einer Berichterstattung des NDR, in der dem Medizini-
schen Dienst u. a. mangelnde Unabhängigkeit von den Krankenkassen vorgeworfen wurde In der Be-
richterstattung sei verzerrt berichtet worden. Dies habe zu Irritationen geführt und sei sehr bedauer-
lich. 
 
Im Austausch betont die stellv. Vorstandsvorsitzende, dass die Gutachter*innen gezielt geschult wer-
den, um die Begutachtung wertschätzend und sensibel durchzuführen. Die Begutachtung selbst er-
folge nach einem standardisierten, qualitätsgesicherten Verfahren. Der Verwaltungsrat unterstützt 
eine transparente Kommunikations- und Aufklärungsarbeit des MD Bund und der Medizinischen 
Dienste. (s. a. Niederschrift TOP 4). 
 
Der Verwaltungsrat nimmt Kenntnis. 
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3 Bericht aus den Ausschüssen 
 

3.1 Bericht aus dem Finanzausschuss 
 
Sachverhalt 
 
Gemäß Beratungsunterlagen vom 31. Oktober 2023. 
 
Beratungsergebnis 
 
Der Vorsitzende des Finanzausschusses informiert, dass der Finanzausschuss den vom Vorstand gemäß 
der Haushaltseckwerte aufgestellten Haushaltsplan 2024 am 26. September 2023 beraten habe. Der 
Haushalt sei überzeugend aufgestellt und der Finanzausschuss habe befürwortet, dass der Vorstand 
den Haushaltsplan 2024, wie vom Verwaltungsrat am 12. September 2023 beauftragt, dem BMG zur 
Prüfung vorlege. 
 
Nach der Prüfung durch das BMG habe der Finanzausschuss am 8. November 2023 ein zweites Mal 
zum Haushaltsplan beraten und empfehle im Ergebnis dem Verwaltungsrat, den vom Vorstand aufge-
stellten Haushalt festzustellen.  
 
Für weitere Ausführungen verweist er auf den TOP 5. 
 
Der Verwaltungsrat nimmt Kenntnis. 
 
 

3.2 Bericht aus dem Grundsatzausschuss 
 
Sachverhalt 
 
Gemäß Beratungsunterlagen vom 31. Oktober 2023. 
 
Beratungsergebnis 
 
Die Vorsitzende des Grundsatzausschusses informiert aus der Sitzung am 15. September 2023, dass 
die mehrfachen Beratungen zur Aktualisierung der Begutachtungsrichtlinie Pflege aufgrund des sich 
aus dem Pflegeunterstützungs- und Entlastungsgesetzes (PUEG) ergebenden Anpassungsbedarfs, im 
Ergebnis, unter Berücksichtigung kleiner Anpassungsvorschläge des Grundsatzausschusses, die redak-
tionell gelöst wurden, zu der Empfehlung des Grundsatzausschusses geführt habe, die schriftliche Be-
schlussfassung zu den „Richtlinien zum Verfahren zur Feststellung der Pflegebedürftigkeit sowie zur 
pflegefachlichen Konkretisierung der Inhalte des Begutachtungsinstruments nach § 17 Absatz 1 SGB 
XI“ einzuleiten. 
 
Der stellv. Vorsitzende des Grundsatzausschusses informiert aus der Sitzung am 12. Oktober 2023, dass 
der Grundsatzausschuss über den Stand der Überarbeitung der Richtlinie Qualitätssicherung der Qua-
litätsprüfung sowie den Stand der jährlichen Anpassung der StrOPS-Richtlinie beraten habe. Beide 
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Richtlinien hatten noch keine Beschlussreife und waren im Anschluss an die Sitzung Gegenstand eines 
Erörterungstermins. Er betont die gute Information im Grundsatzausschuss und die konstruktive Be-
ratung im Erörterungstermin. Des Weiteren habe der Grundsatzausschuss die Themen „Umsetzung 
des § 64a SGV IV“ sowie die Befragung der Unabhängigen Ombudspersonen kurz angesprochen. Für 
weitere Ausführungen verweist er auf die TOP 6 und TOP 8 sowie die Klausurtagung am Folgetag. 
 
Der Vorsitzende des Verwaltungsrates ergänzt, dass die Anpassungen der Richtlinien zwischenzeitlich 
fortgeschritten seien und am 27. November 2023 im Grundsatzausschuss und am 6. Dezember 2023 
im Verwaltungsrat mit den Ziel beraten werden, die Richtlinien anschließend im schriftlichen Verfah-
ren zu beschließen. Dies gelte ebenso für die Überlegungen zur Umsetzung des § 64a SGB IV (rechts-
wirksame Abstimmungen und Wahlen in hybriden und digitalen Sitzungen), die am Folgetag ein Thema 
der Klausurtagung seien. 
 
Der Verwaltungsrat nimmt Kenntnis.  
 
 

4 Das gute Recht der Versicherten: 
Widersprüche in der Pflegebegutachtung 
Referent: Bernhard Fleer, Leiter Team Pflegebegutachtung beim MD Bund 

 
Sachverhalt 
 
Gemäß Beratungsunterlagen vom 31. Oktober 2023. 
 
Beratungsergebnis 
 
Der Teamleiter Pflegebegutachtung beim MD Bund informiert anhand der als Anlage beigefügten Fo-
lien über Widersprüche in der Pflegebegutachtung. Hierbei geht er auf den rechtlichen Hintergrund, 
die Grundsätze eines Widerspruchsverfahrens, den Ablauf einer Widerspruchsbegutachtung, die 
Grundsätze der Begutachtung, den möglichen Verzicht auf einen Hausbesuch und die Entwicklung der 
Widerspruchsbegutachtungen von 2013 bis 2022 ein. 
 
Die anschließende Diskussion befasst sich insbesondere mit den Unterschieden von Neuantrags- und 
Widerspruchsgutachten, Erfolgsaussichten im Widerspruchsverfahren, möglichen Zusammenhängen 
von Begutachtungsformat und Widerspruchsrate, der Entwicklung der Widerspruchsgutachten und 
der Information der Versicherten.  
 
Im Austausch wird klargestellt, dass ein Erstgutachten nur im Ausnahmefall nicht im Hausbesuch 
durchgeführt werde. Ein Aktenlagegutachten werde im Widerspruch nur eingesetzt, wenn dem Wider-
spruch stattgegeben wird. Die Pflegebedürftigen erhalten Vorabinformationen zur Vorbereitung auf 
die Begutachtung. Hierzu wurde ein spezieller Informationsflyer entwickelt, der regelmäßig aktuali-
siert werde. Ziel sei es, dass die Pflegebedürftigen sich vorab so gut wie möglich vorbereiten können 
und alle die gleiche Grundlage haben. Dieser Aspekt solle auch durch die Überarbeitung der Zusam-
menarbeitsrichtlinien für Krankenkassen und Medizinischen Dienste weiter verbessert werden. 
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Die andauernde enorme Zunahme der Höherstufungsanträge führe zu einer enormen Personalbelas-
tung. Die Medizinischen Dienste arbeiten an zeitnaher Bearbeitung. Bei einer weiteren Pflegereform 
sollte die Begutachtung weiter flexibilisiert werden. 
 
Im Ergebnis lässt sich festhalten, dass das Widerspruchsverfahren ein strukturiertes funktionierendes 
System widerspiegelt und die Souveränität des Versicherten unterstützt. 
 
 

5 Haushalt 
 

5.1 Haushaltsplan 2024 
 
Sachverhalt 
 
Gemäß Beratungsunterlagen vom 31. Oktober 2023. 
 
Beratungsergebnis/Beschluss 
 
Der Vorstandsvorsitzende erläutert, dass die Beratungen zum Haushaltsplan 2024 nunmehr kurz vor 
dem Ende stehen. Die letzten Schritte seien die für Sitzung vorgesehene Feststellung des Haushaltes 
durch den Verwaltungsrat und die Genehmigung durch die Aufsicht. Diese habe in einem entsprechen-
den Turnusgespräch bereits signalisiert, dass vorbehaltlich der endgültigen Genehmigung grundsätz-
lich kein Anlass für aufsichtsrechtliche Beanstandungen bestünden. Gleichwohl habe das BMG um ver-
schiedene redaktionelle Klarstellungen im Haushaltsplan gebeten, die in der jetzt dem Verwaltungsrat 
zur Abstimmung vorliegenden Fassung des Haushaltsplans bereits umgesetzt seien. Eine darüber hin-
aus vom BMG erbetene ergänzende Dokumentation zur Personalbedarfsermittlung, die nicht Bestand-
teil des Haushaltsplans ist, sei in Arbeit. Der Vorstandsvorsitzende hebt an dieser Stelle die gute Zu-
sammenarbeit mit dem Aufsichtsreferat des BMG hervor. 
 
Der Vorsitzende des Finanzausschusses ergänzt, dass der Finanzausschuss zu dem Schluss gekommen 
sei, die Personalverstärkungen insbesondere wegen der umfangreichen Koordinierungsaufgaben des 
MD Bund gegenüber den Medizinischen Diensten notwendig seien. Der Finanzausschuss empfehle 
dem Verwaltungsrat uneingeschränkt, den vom Vorstand aufgestellten und vom Bundesministerium 
für Gesundheit geprüften Haushaltsplan 2024 festzustellen. 
 
Der Verwaltungsratsvorsitzende stellt folgenden Beschlussvorschlag zur Abstimmung: 
 
Der Verwaltungsrat stellt den vom Vorstand gemäß § 20 Absatz 2 der Satzung am 29. September 2023 
aufgestellten und vom Bundesministerium für Gesundheit geprüften Haushaltsplan für das Jahr 2024 
mit  
 
• Gesamtausgaben in Höhe von 20.154.000 Euro,  
• einer Gesamtumlage in Höhe von 17.109.000 Euro 
• sowie einer Abschmelzung der Betriebsmittel in Höhe von 2.600.000 Euro 
 
gemäß § 13 Nummer 7 der Satzung fest. 
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Die nicht stimmberechtigten Mitglieder des Verwaltungsrates geben zur vorgeschlagenen Beschluss-
fassung ein positives Votum ihrer Gruppe gemäß § 6 Absatz 4 der Geschäftsordnung ab.  
 
 
Der Beschluss ist als Haushaltsangelegenheit mit einer Zweidrittel-Mehrheit von mindestens 14 Ja-
Stimmen zu fassen. 
 
Der Beschluss wird mit 17 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen und ohne Enthaltung gefasst. 
 
 

5.2 Wirtschaftsprüfungsgesellschaft für die Jahresrechnung 2023 
 
Sachverhalt 
 
Gemäß Beratungsunterlagen vom 31. Oktober 2023. 
 
Beratungsergebnis/Beschluss 
 
Der Vorstandsvorsitzende informiert, dass die Jahresrechnung 2023 durch eine zu beauftragende Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft zu prüfen und ein Prüf-bericht zu erstellen ist. Im letzten Jahr wurde die 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Franck & Kollegen, Berlin-Hamburger Treuhand GmbH, Hamburg 
mit der Prüfung der Jahresrechnung 2022 erstmalig beauftragt. Da die Zusammenarbeit mit dem Wirt-
schaftsprüfer erfolgreich war und ein wirtschaftliches Angebot für 2024 vorliegt, empfiehlt der Vor-
stand, die Firma Dr. Franck & Kollegen erneut zu beauftragen. Der Finanzausschuss habe dazu ein po-
sitives Votum abgegeben.  
 
Aus der Gruppe der Betroffenenvertreter*innen wir angeregt, bei Beauftragung derselben Prüfgesell-
schaft wie im Vorjahr ggf. den/die zuständige/n Prüfer*in zu wechseln. 
 
Der Verwaltungsratsvorsitzende stellt folgenden Beschlussvorschlag zur Abstimmung: 
 
Der Verwaltungsrat beauftragt gemäß § 13 Nummer 8 der Satzung den Vorstand, die Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Dr. Franck & Kollegen, Berlin-Hamburger Treuhand GmbH, Hamburg mit der Prüfung 
der Jahresrechnung 2023 zu beauftragen. 
 
Die nicht stimmberechtigten Mitglieder des Verwaltungsrates geben zur vorgeschlagenen Beschluss-
fassung folgendes Votum ihrer Gruppe gemäß § 6 Absatz 4 der Geschäftsordnung ab:  
Sie stimmen dem Beschlussvorschlag zu. 
 
Der Beschluss ist als Haushaltsangelegenheit mit einer Zweidrittel-Mehrheit von mindestens 14 Ja-
Stimmen zu fassen. 
 
Der Beschluss wird mit 17 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen und ohne Enthaltung gefasst. 
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6 Richtlinien für die Tätigkeit der Medizinischen Dienste 
 

6.1 Richtlinie nach § 53d Absatz 3 Nr. 4 2. Alt. SGB XI zur Qualitätssicherung der Quali-
tätsprüfungen nach §§ 114 ff SGB XI 

 
Sachverhalt 
 
Gemäß Beratungsunterlagen vom 31. Oktober 2023. 
 
Beratungsergebnis 
 
Die stellv. Vorstandsvorsitzende erläutert, dass in der heutigen Sitzung der Sachstand zur Anpassung 
der Richtlinie Qualitätssicherung der Qualitätsprüfung zur Kenntnisnahme stehe. Die Anpassungen be-
ziehen sich im Wesentlichen auf den Übergang der Zuständigkeit des Richtlinienerlasses vom GKV-
Spitzenverband auf den MD Bund. Hierbei sei auch darauf zu achten, dass keine Parallelstrukturen 
errichtet werden. Dies beziehe sich auf Konfliktlösungsmechanismen und Beteiligungsrechte. Der 
MD Bund wolle die Richtlinie praktikabel und rechtlich einwandfrei anpassen. Die Anpassungen der 
Richtlinie seien am 27. November 2023 erneut Gegenstand der Beratung im Grundsatzausschuss und 
die Richtlinie werde anschließend dem Verwaltungsrat zur Sitzung am 6. Dezember 2023 beschlussreif 
vorgelegt mit dem Ziel einer schriftlichen Beschlussfassung im Nachgang. 
 
Auf Nachfrage ergänzt die stellv. Vorstandsvorsitzende, dass bei den Anpassungen an erster Stelle die 
Maßgabe stehe, was rechtlich zulässig sei. Darüber hinaus berücksichtige man soweit als möglich eine 
Reduzierung der Arbeitsaufwände. Ziel sei es, die Richtlinie bestmöglich abzustimmen. 
 
Der Verwaltungsrat nimmt Kenntnis. 
 
 

6.2 Richtlinie nach § 283 Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 SGB V Regelmäßige Begutachtungen zur 
Einhaltung von Strukturmerkmalen von OPS-Kodes nach § 275d SGB V 

 
Sachverhalt 
 
Gemäß Beratungsunterlagen vom 31. Oktober 2023. 
 
Beratungsergebnis 
 
Die Leitende Ärztin des MD Bund informiert, dass das Stellungnahmeverfahren zur StrOPS-RL beendet 
sei und derzeit die Auswertung erfolge. Anschließend werden die Anpassungen der Richtlinie am 
27. November 2023 erneut im Grundsatzausschuss beraten.  
 
Grundlage der Aktualisierungen sei die nunmehr seit dem 26. Oktober 2023 vorliegende endgültige 
Fassung des OPS Version 2024 sowie neue unterjährige Erkenntnisse. Darüber hinaus seien z. B. die 
„Planungsprüfung“ und die „Strukturprüfung nach Planungsprüfung“ seit dem 1. Mai 2023 nicht mehr 
erforderlich, da diese durch die neuen Antragsarten „erstmalige Leistungserbringung“ und „erstmalige 
Abrechnungsrelevanz“ ersetzt werden. Die Medizinischen Dienste haben zurückgemeldet, dass damit 
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der Aufwand etwas geringer geworden sei. Anpassungen, die zur Erleichterung des Prüfverfahrens 
führen, sollen möglichst berücksichtigt werden. Manche Detailfragen seien juristisch zu bewerten. 
 
Vor dem Hintergrund des engen Zeitkorridors für die Aktualisierungen betonen der stellv. Vorsitzende 
des Grundsatzausschusses und die Leitende Ärztin des MD Bund das große Engagement aller Beteilig-
ten, sich zeitnah und engmaschigen mit der Aktualisierung zu befassen. 
 
Nach der Beratung im Grundsatzausschuss werde die Richtlinie dem Verwaltungsrat zur Sitzung am 
6. Dezember 2023 beschlussreif vorgelegt mit dem Ziel einer schriftlichen Beschlussfassung im Nach-
gang. 
 
Der Verwaltungsrat nimmt Kenntnis. 
 
 

6.3 Weitere Richtlinienverfahren – Sachstand 
 
Sachverhalt 
 
Gemäß Beratungsunterlagen vom 31. Oktober 2023. 
 
Beratungsergebnis 
 
Richtlinien Personalbedarfsermittlung in der GKV und in der SPV (PBE-RL) 
 
Der Vorstandsvorsitzende des MD Bund informiert, dass das BMG nach Erlass der Richtlinien mit der 
Maßgabe einen Konvergenzplan zur schrittweisen Anpassung der Richtlinien mit verbindlichen Umset-
zungszeitpunkten in Form eines Anhangs zu den Richtlinien zu hinterlegen, den vorgelegten Konver-
genzplan am 6. November 2023 genehmigt habe. Dieser sei damit Teil der Richtlinien geworden. Der 
Konvergenzplan werde nun abgearbeitet, erste Ergebnisse gebe es bzgl. der Begutachtungsbedarfs-
prognosen. Im Februar 2024 sei dem BMG zum Stand der Abarbeitung zu berichten. Zu gegebenem 
Zeitpunkt werde die Richtlinie auf Basis neugewonnener Erkenntnisse fortgeschrieben. 
 
Aus dem Verwaltungsrat wird darauf hingewiesen, dass die Vorgaben in den Richtlinien flexibel zu 
handhaben seien. So sei bei Erreichen der Ziele mit weniger Personal als nach der Richtlinie vorgese-
hen, kein zusätzlicher Aufbau von Personal erforderlich.  
 
Qualitätsprüfungsrichtlinie häusliche Krankenpflege (RL QP HKP)  
 
und  
 
Richtlinienverfahren zur Anpassung der Qualitätsprüfungs-Richtlinien für die ambulante Pflege 
(QPR Ambulante Pflege) mit Teil 1a Ambulante Pflegedienste 
 
Die stellv. Vorstandsvorsitzende informiert, dass beide Richtlinien derzeit überarbeitet werden wie in 
der Beratungsunterlage dargestellt. 
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Insgesamt sei festzuhalten, dass im Jahr 2023 bislang acht Richtlinien abgeschlossen seien und sieben 
Richtlinienverfahren derzeit laufen. 
 
Des Weiteren sei die Richtlinie „Begutachtungsanleitung Vorsorge und Rehabilitation“ am 11. Novem-
ber 2023 vom BMG genehmigt worden. 
 
Die „Richtlinien zum Verfahren zur Feststellung der Pflegebedürftigkeit sowie zur pflegefachlichen 
Konkretisierung der Inhalte des Begutachtungsinstruments nach § 17 Absatz 1 SGB XI“ seien mit Schrei-
ben vom 31. Oktober 2023 vom Bundesministerium für Gesundheit (BMG) mit Ausnahme des Kapitel 
3.4 „Begutachtung bei Krisensituationen von nationaler oder regionaler Tragweite“ genehmigt worden 
und werden durch Veröffentlichung des MD Bund jetzt in Kraft gesetzt. Damit seien die gesetzlichen 
Möglichkeiten, das strukturierte Telefoninterview in der Pflegebegutachtung unter bestimmten Bedin-
gungen einzusetzen, umgesetzt. 
 
Der Medizinische Dienst Bund überarbeite das Kapitel 3.4 gemeinsam mit der eingerichteten Fach-
Arbeitsgruppe auf der Grundlage eines Formulierungsvorschlags des BMG. Ein verkürztes Beteiligungs- 
und Mitwirkungsverfahren werde vom 15. bis 22. November 2023 durchgeführt. Die fachliche Auswer-
tung der Stellungnahmen und ein auf deren Basis überarbeitetes Kapitels 3.4 der Richtlinie werden am 
27. November 2023 im Grundsatzausschuss beraten mit dem Ziel, die Richtlinien dem Verwaltungsrat 
zur Sitzung am 6. Dezember 2023 beschlussreif vorzulegen.  
 
Der Verwaltungsrat nimmt Kenntnis. 
 
 

7 Bericht des MD Bund zur Angemessenheit der Vergütung und Aufgaben-
wahrnehmung der unabhängigen Ombudspersonen (UOP) der Medizini-
schen Dienste 

 
Sachverhalt 
 
Gemäß Beratungsunterlagen vom 31. Oktober 2023. 
 
Beratungsergebnis 
 
Der Vorstandsvorsitzende weist darauf hin, dass mit der Einrichtung einer Unabhängigen Ombudsper-
son bei den Medizinischen Diensten Neuland betreten wurde. Insofern sei der Umfang der Inanspruch-
nahme zum Zeitpunkt der Erstellung der entsprechenden Richtlinie offen gewesen. Aus diesem Grund 
sehe die UOP-Richtlinie gemäß Ziffer 5.1.3 vor, dass der MD Bund zwei Jahre nach Erlass der UOP-RL 
eine Überprüfung der Angemessenheit der Vergütung vornimmt und darüber einen Bericht zu erstellt. 
Dieser Bericht sei den Medizinischen Diensten und dem Bundesministerium für Gesundheit zu über-
mitteln. Dieser Verpflichtung komme der MD Bund nach. Er benötige hierzu jedoch Informationen 
über die Inanspruchnahme und Vergütung der Ombudspersonen in den Medizinischen Diensten. Des-
halb habe der MD Bund eine Abfrage zu den einzelnen Vergütungsmodellen und zur Schätzung der 
Höhe des Aufwandes bei den einzelnen Medizinischen Dienste veranlasst. Diese Befragung sei Online 
bei den Ombudspersonen, den Vorsitzenden der Verwaltungsräte und der Vorstandsvorsitzenden der 
Medizinischen Dienste durchgeführt worden. Die Befragung sei den heutigen Standards entsprechend 
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digital durchgeführt worden und daher von einem entsprechenden Dienstleister umgesetzt worden. 
Die Auswertung und die Erstellung des Berichtes erfolgten durch den MD Bund. 
 
Unter anderem aufgrund von fehlgeleiteten Widersprüchen, die bereits die Aufsichtsbehörden der 
Länder beschäftigt hatten, war der MD Bund von seiner Aufsicht (BMG) gebeten worden, den Bericht 
auch dazu zu nutzen, etwas über die ersten Erfahrungen mit der Tätigkeit der UOP zu berichten und 
dazu die vorliegenden Berichte der UOP der Länder auszuwerten. Dies geschehe derzeit. Ziel sei es, 
diese Problematik sachlich aufzubereiten und anschließend aus dem Bericht Erkenntnisse zu ziehen. 
Der Bericht werde bis Ende des Jahres fertiggestellt und werde anschließend dem Verwaltungsrat vor-
gelegt. 
 
Im Rahmen der Beratung wird aus der Gruppe der Betroffenenvertreter*innen, vor dem Hintergrund, 
dass die Ombudsperson eine wichtige Funktion für die Betroffenen darstelle, ein Feedback dahinge-
hend gegeben, dass man sich vor der Befragung eine bessere Information in den Verwaltungsräten der 
Medizinischen Dienste gewünscht hätte.  
 
Der Vorsitzende des Verwaltungsrates weist darauf hin, dass die Aufgaben der Ombudspersonen nicht 
einheitlich seien, wodurch eine einheitliche Vergütung bzw. die Prüfung deren Angemessenheit 
schwierig sei. Vielfach übernähmen die Ombudsperson auch eine Art Lotsenfunktion.  
 
Der Verwaltungsrat nimmt Kenntnis. 
 
 

8 Pflegeversicherung 
Umsetzung der Aufgaben aus § 18e SGB XI - Weiterentwicklung des Ver-
fahrens zur Pflegebegutachtung durch Modellvorhaben, Studien und 
wissenschaftliche Expertisen 

 
Sachverhalt 
 
Gemäß Beratungsunterlagen vom 31. Oktober 2023. 
 
Beratungsergebnis 
 
Mit dem Pflegeunterstützungs- und -entlastungsgesetz (PUEG) wurde dem Medizinischen Dienst Bund 
und den Medizinischen Diensten die Möglichkeit eingeräumt, Modellvorhaben, Studien und wissen-
schaftliche Expertisen zur Weiterentwicklung der Pflegebegutachtung durchzuführen. 
 
Die stellv. Vorstandsvorsitzende informiert zum aktuellen Sachstand und weist darauf hin, dass neben 
dem Telefoninterview auch weitere Formate untersucht werden. Bereits vor Inkrafttreten des PUEG 
sei eine Studie zur Videobegutachtung im ambulanten Bereich und die SPRINT-Studie in stationären 
Einrichtungen durchgeführt worden (vgl. Niederschriften VwR 02.03.2023 TOP 7 und 03.05.2023 
TOP 6). Ein Ergebnis sei, dass die technischen Voraussetzungen verbesserungswürdig seien. Vor dem 
Hintergrund des PUEG sollten neue Forschungsvorhaben sinnvoll mit den bereits erfolgten oder lau-
fenden Projekten verbunden werden. Ergänzend sollte der Einsatz von künstlicher Intelligenz (KI) er-
forscht werden. 
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Auf die Anregung aus dem Verwaltungsrat, eine Übersicht darüber zu erstellen, welche Infos bereits 
vorliegen und welche Projekte in Vorbereitung sind, informiert die stellv. Vorstandsvorsitzende, dass 
eine solche Übersicht erstellt werde. Hierzu werde mit dem GKV-Spitzenverband und dem BMG abge-
stimmt, welche Forschungsvorhaben für die Versicherten sinnvoll seien. Feststellen sei, dass sich die 
Versicherten die Möglichkeit einer Begutachtung per Video wünschen. Dies sei möglichst aufwands-
arm in die Praxis umzusetzen. 
 
Des Weiteren befasst sich die Diskussion damit, ergänzend die Möglichkeiten der künstlichen Intelli-
genz (KI) zu nutzen. Vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklung, einer Entbürokratisierung 
und des Wunsches der Versicherten nach einer möglichst schnellen Bearbeitung sollten die Möglich-
keiten einer Nutzung von KI geprüft werden. Wichtig sei hierbei auch, eine positive Kommunikation 
mit den Versicherten zum Einsatz von KI in den Blick zunehmen. 
 
Die stellv. Vorstandsvorsitzende fasst abschließend zusammen, dass die Weiterentwicklung der Pfle-
gebegutachtung mit dem Ziel einer bedarfsgerechten Begutachtung, der Akzeptanz der Begutach-
tungsformate und -instrumente aller Beteiligten, des digitalen Austausches von elektronisch verfügba-
ren Routinedaten und einer gesetzlichen Flankierung weiterfolgt werden solle. 
 
Der Verwaltungsrat nimmt Kenntnis. 
 
 

9 Sonstiges 
 
Beratungsergebnis 
 
Berliner Vertretungsbüro 
 
Auf Nachfrage informiert der Bereichsleiter Organisation und Verwaltung des MD Bund, dass die Um-
bauarbeiten sehr weit gediehen seien. Der Rohbau und die Malerarbeiten seien fertig. Es fehlten noch 
einige Möbel, wobei der Großteil der Möbel vom Medizinischen Dienst Berlin-Brandenburg übernom-
men werde. Zielsetzung sei die Übergabe der Räume zum 31.Dezember 2023. Die Konferenztechnik 
werde etwas später umgesetzt, da dazu noch Ausschreibungen laufen. Der Umzug erfolge voraussicht-
lich Mitte Januar 2024. 
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Zusammenarbeit von Medizinischem Dienst und Krankenkassen 
 
Auf Nachfrage zur Effizienz der Zusammenarbeit zwischen Medizinischem Dienst und Krankenkassen 
und den Möglichkeiten Reibungspunkte zu identifizieren und die Kommunikation zu verbessern, infor-
miert der Vorstand, dass dieses Thema auf der Agenda des MD Bund stehe. Wichtig sei für den 
MD Bund, hierbei den GKV-Spitzenverband und die Krankenkassen, und damit die unterschiedlichen 
Akteure, zusammenzuführen und einzubinden. Die Überarbeitung der Richtlinien zur Zusammenarbeit 
der Krankenkassen mit den Medizinischen Diensten werde vom MD Bund auf den Weg gebracht. 
 
 
 
 
 
 
Abschließend weist der Verwaltungsratsvorsitzende darauf hin, dass die nächste Sitzung des Verwal-
tungsrates am 6. Dezember 2023 in der Zeit von 9 bis 11 Uhr als Videokonferenz stattfindet und 
schließt die Sitzung mit bestem Dank an die Teilnehmer*innen. 
 
 
Essen, den 12. Dezember 2023 
 

  

Detlef Stange      Caroline Jung  
Vorsitzender Verwaltungsrat MD Bund    Schriftführerin 
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Das gute Recht der Versicherten – Begutachtungs-Richtlinien 

→ Zur Stärkung der Souveränität der antragstellenden Person ist das Ergebnis des 
Gutachtens dem Versicherten durch die Pflegekasse transparent darzustellen und 
verständlich zu erläutern (§ 18c Absatz 2 SGB XI). 

→ Hierzu dienen zum einen die ausführlichen Darstellungen des Verfahrens und der 
Bewertungskriterien für die Begutachtung im Rahmen der Begutachtungs-Richtlinien 
(BRi).

→ Sind im Gutachten Empfehlungen ausgesprochen worden, ist die antragstellende 
Person durch die Pflegekasse in laienverständlicher standardisierter Form über das 
weitere Vorgehen zu informieren.

(Kapitel 3.2.5 BRi: Gutachtenabschluss)
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→ Gegen den Bescheid der Pflegekassen können Versicherte Widerspruch einlegen, wenn 
sie mit diesem nicht einverstanden sind. 

→ Wird im Rahmen eines Widerspruchsverfahrens nach Auffassung der Pflegekasse eine 
erneute Begutachtung erforderlich, erfolgt eine Beauftragung des Medizinischen 
Dienstes.

→ Dieser prüft, ob das Ergebnis des Vorgutachtens bestätigt wird und ob durch eine 
zwischenzeitliche Veränderung der Selbstständigkeit oder der Fähigkeiten aktuell ein 
anderer Pflegegrad empfohlen wird oder ob die Voraussetzungen für den aktuell 
empfohlenen Pflegegrad bereits zum Zeitpunkt der Vorbegutachtung bestanden haben.

→ Das Verfahren für Widerspruchsbegutachtungen ist in den Begutachtungs-Richtlinien 
geregelt. 

15. November 2023

Widerspruchsverfahren - Grundsätze
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Widerspruchsverfahren

→ Der Widerspruch selbst unterliegt keiner besonderen Form. Es muss lediglich 
erkennbar sein, dass die antragstellende Person mit dem Bescheid der Pflegekasse 
nicht einverstanden ist.

→ Der Widerspruch ist nach Erhalt des Bescheids innerhalb eines Monats an die 
Pflegekasse zu übermitteln.

→ Einen Widerspruch kann grundsätzlich nur die antragstellende Person selbst oder deren 
gesetzlicher Betreuer/Betreuerin gegenüber der Pflegekasse einlegen. 

→ Auch können Antragstellende eine Person ihres Vertrauens bevollmächtigen, den 
Widerspruch zu führen.



Seite 5

Verfahren bei Widerspruch im Detail – Kapitel 3.2.8 BRi

→ Wird im Rahmen eines Widerspruchsverfahrens nach Auffassung der Pflegekasse eine 
erneute Begutachtung erforderlich, ist der entsprechende Auftrag zusammen mit der 
von der Pflegekasse zur Verfügung gestellten Kopie des Widerspruchsschreibens den 
Erstgutachterinnen beziehungsweise Erstgutachtern vorzulegen. 

→ Diese prüfen, ob sie aufgrund neuer Aspekte zu einem anderen Ergebnis als im 
Vorgutachten kommen.

→ Revidieren die Erstgutachterinnen beziehungsweise Erstgutachter ihre Entscheidung 
nicht, ist das Widerspruchsgutachten von einer bei der Vorbegutachtung nicht 
beteiligten Gutachterin beziehungsweise einem nicht beteiligten Gutachter zu 
erstellen. 

→ Die Widerspruchsbegutachtung hat ebenfalls in häuslicher Umgebung beziehungsweise 
in der vollstationären Pflegeeinrichtung stattzufinden. 
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Ablauf der Widerspruchsbegutachtung

Auftragserteilung 
des Leistungsträgers

Nach Eingang des 
Widerspruchs gegen den 
Leistungsbescheid des 
Leistungsträgers entscheidet 
dieser über die 
entsprechende 
Auftragserteilung an den 
Medizinischen Dienst.

Vorlage beim 
Vorgutachter/bei der 

Vorgutachterin

Nach Eingang des 
Widerspruchsauftrags wird 
dem Vorgutachter/der 
Vorgutachterin das 
Widerspruchsschreiben mit 
dem Vorgutachten zur 
Stellungnahme vorgelegt. Der 
Vorgutachter/die 
Vorgutachterin prüft, ob  
aufgrund neuer Erkenntnisse 
das Ergebnis der 
Vorbegutachtung revidiert 
werden muss.

Erneute 
Begutachtung

Bestätigt der Vorgutachter/die 
Vorgutachterin unter 
Würdigung aller vorgetragenen 
Widerspruchsargumente das 
Ergebnis, so ist eine erneute 
Begutachtung durch einen nicht 
beteiligten Gutachter/eine 
nicht beteiligte Gutachterin 
durchzuführen.
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→ Bei Widerspruchsbegutachtungen ist anzugeben, ob das Ergebnis des Vorgutachtens 
bestätigt wird und ob durch eine zwischenzeitliche Veränderung der Selbständigkeit oder 
der Fähigkeiten aktuell ein anderer Pflegegrad empfohlen wird oder ob die 
Voraussetzungen für den aktuell empfohlenen Pflegegrad bereits zum Zeitpunkt der 
Vorbegutachtung bestanden haben.

15. November 2023

Grundsatz der Begutachtung
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Verfahren bei Widerspruch im Detail – Kapitel 3.2.8 BRi

→ Bei der Widerspruchsbegutachtung ist die zwischenzeitliche 
Entwicklung zu würdigen, der Zeitpunkt eventueller Änderungen der 
Pflegesituation gegenüber dem Vorgutachten zu benennen und auf die 
jeweilige Begründung des Widerspruchs einzugehen.

→ Nicht selten werden Widerspruchsschreiben vorgelegt, die eher der 
Sachlage eines Höherstufungsantrages bei zwischenzeitlich 
eingetretener gesundheitlicher Verschlechterung entsprechen. 
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→ Bei Gutachten aufgrund von Höherstufungs- oder Rückstufungsanträgen, 
Widerspruchsgutachten oder Wiederholungsbegutachtungen reicht ein Verweis auf das 
Vorgutachten nicht aus.

→ Auch aus jedem Folgegutachten muss hervorgehen, seit wann und wegen welcher 
Erkrankungen Pflegebedürftigkeit besteht. 

→ In der Zwischenanamnese sind der Verlauf der Erkrankungen und die Veränderungen in 
Bezug auf die Module seit der letzten Begutachtung aufzunehmen. 

→ Die Verbesserung beziehungsweise Verschlechterung ist zu beschreiben. 

→ Es ist darzulegen, worauf Veränderungen der Selbständigkeit zurückgeführt werden. 

15. November 2023

Widerspruchsbegutachtung – Inhaltliche 
Anforderungen laut BRi - Vorgeschichte
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→ Bei Gutachten aufgrund von Höherstufungs- oder Rückstufungsanträgen, 
Widerspruchsgutachten oder Wiederholungsbegutachtungen muss der Befund die 
Beurteilung des Erfolgs von bisherigen Rehabilitations- und Pflegemaßnahmen 
ermöglichen.

→ Es muss dokumentiert werden, ob und gegebenenfalls ab wann welche Änderung der 
Selbständigkeit und Fähigkeiten im Vergleich zur Voruntersuchung gegeben ist. 

→ Veränderungen, die zu einer Verringerung des Pflegegrades führen, sind zu begründen.  

15. November 2023

Befunddarstellung im Gutachten



Seite 11

→ Die Begutachtung auf der Grundlage vorliegender Unterlagen (sogenannte Aktenlage) 
kommt ausnahmsweise dann in Betracht, wenn in dem Vorgutachten die Pflegesituation 
ausreichend dargestellt wurde und durch eine erneute persönliche Begutachtung keine 
zusätzlichen Erkenntnisse zu erwarten sind. 

→ Dies ist im Gutachten unter Würdigung des Widerspruchs detailliert zu begründen.

→ Der Verzicht auf einen Hausbesuch ist möglich, wenn bei Höherstufungs- oder 
Rückstufungsanträgen, Widerspruchsgutachten oder Wiederholungsbegutachtungen die 
Informationslage eindeutig ist. 

15. November 2023

Verzicht auf den Hausbesuch
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→ Eindeutig bedeutet, dass alle Informationen vorliegen, die erforderlich sind, um die 
Kriterien der Module 1 bis 6 fachlich zu bewerten. 

→ Die Bewertung erfolgt auf Kriterienebene, soweit die Begutachtung erstmals erfolgt oder 
soweit sich Änderungen der Selbständigkeit oder der Fähigkeiten ergeben haben. 

→ Zu den anderen Modulen können die gewichteten Punkte aus dem Vorgutachten 
übertragen werden. 

15. November 2023

Inhaltliche Anforderungen an das Gutachten
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→ Prognose/Empfehlung einer Wiederholungsbegutachtung durch die Gutachterin/den 
Gutachter des Medizinischen Dienstes im Gutachten

→ Abschätzung und Dokumentation der weiteren voraussichtlichen Entwicklung der 
gesundheitlich bedingten Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder der 
Fähigkeiten. 

→ Wenn durch zumutbare kurative, pflegerische oder rehabilitative Maßnahmen sowie 
durch den Einsatz von Hilfsmitteln/Pflegehilfsmitteln die Selbständigkeit und 
Fähigkeiten relevant verändert werden können, ist dies mit anzugeben und ein 
angemessener Termin für eine Wiederholungsbegutachtung vorzuschlagen.

→ Der im Einzelfall anzugebende Termin der Wiederholungsbegutachtung muss im 
Bezug zur angegebenen Prognose stehen. 

15. November 2023

Exkurs Wiederholungsbegutachtung
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→ Zur Rechtfertigung einer Wiederholungsbegutachtung ist wegen des damit 
verbundenen Eingriffs in die Privatsphäre der antragstellenden Person erforderlich, dass 
zumindest die Möglichkeit besteht, dass die Voraussetzungen für eine vollständige oder 
teilweise Aufhebung der Leistungsbewilligung eintreten. 

→ Eine allein am Zeitablauf orientierte Wiederholungsbegutachtung ist unzulässig.

→ Ist keine Verbesserung beziehungsweise prognostisch eher eine Verschlechterung zu 
erwarten, ist die Angabe eines Termins für eine Wiederholungsbegutachtung nicht 
erforderlich. 

→ Es kann auf einen Höherstufungsantrag hingewiesen werden, insbesondere bei einer 
Zunahme der Beeinträchtigungen der Selbständigkeit und der Fähigkeiten, durch einen 
progredienten Krankheitsverlauf.

15. November 2023

Wiederholungsbegutachtung



Entwicklung der Widerspruchsbegutachtungen 

von 2013 bis 2022 
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→ Der Anteil der Widerspruchsgutachten an allen Pflegegutachten liegt trotz kontinuierlich 
ansteigendem Auftragsvolumen bundesweit konstant zwischen sechs und acht Prozent. 

15. November 2023

Prozentualer Anteil der Widerspruchsbegutachtungen
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Entwicklung Widerspruchsbegutachtungen 2013-2022

101.289 98.998 97.528

114.945
124.024 129.091 133.977

178.034 175.280
185.492

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022

Anteil Widerspruchsgutachten an allen Gutachten:
6,6% 6,5% 6,1% 6,9% 6,6% 6,4% 6,3%

7,6% 7,4% 7,3%

Anzahl Widerspruchsgutachten
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Entwicklung Ergebnisse von Widerspruchs-
begutachtungen 2013-2022

52,9% 53,5% 53,3% 55,9% 55,0% 51,5% 53,3% 53,7% 54,6% 53,6%

25,6% 25,3% 25,9% 26,5% 20,7% 21,8% 21,5% 16,6% 15,8% 16,8%

21,5% 21,2% 20,7% 17,5% 24,3% 26,7% 25,3% 29,6% 29,6% 29,6%

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022

Nein, zum Zeitpunkt der Vorbegutachtung bestanden bereits die Voraussetzungen für den
aktuell empfohlenen Pflegegrad.

Ja, aber aufgrund einer zwischenzeitlich eingetretenen Veränderung der Selbständigkeit oder
der Fähigkeiten wird ein anderer Pflegegrad empfohlen

Ja, aktuell wird der gleiche Pflegegrad empfohlen.

Frage: Wird mit dem Widerspruchsgutachten das Ergebnis des Vorgutachtens bestätigt?



Seite 1915. November 2023

Entwicklung Korrekturquote von 
Pflegebegutachtungen 2013-2022

1,5% 1,5%
1,3% 1,3%

1,7%
1,8%

1,7%

2,4% 2,4% 2,3%

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022

Die Korrekturquote gibt den Anteil der durchgeführten Begutachtungen (ohne 
Widerspruchsgutachten) an, bei der die ursprüngliche Begutachtung nach einem
Widerspruchsgutachten korrigiert werden musste, ohne dass es eine zwischenzeitlich
eingetretene Veränderung gab. 
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Vielen Dank für Ihre

Aufmerksamkeit!
Bernhard Fleer

Leiter Team Pflegebegutachtung
Medizinischer Dienst Bund
Theodor-Althoff-Straße 47 

45133 Essen
Bernhard.Fleer@md-bund.de

www.md-bund.de

mailto:j.brueggemann@md-bund.de
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